
Kleine Anfrage

Besitzverhältnisse der Medicnova-Betriebsgesellschaft

Frage von Landtagsabgeordneter Wendelin Lampert

Antwort von Regierungsrat Mauro Pedrazzini

Frage vom 06. Juni 2018
In einer Stellungnahme vom 1. Juni 2018 der Medicnova-Initianten unter dem Titel «Gesundheitsstandort am 

Scheideweg» wird unter anderem folgendes ausgeführt: «Wir, die Initianten der Medicnova, haben dann 

beschlossen, in ein neues, modernes Spital zu investieren, um einen Beitrag für eine hochqualitative 

Gesundheitsversorgung zu leisten. Aufgrund zahlreicher Vorgespräche durften wir annehmen, dass uns eine 

finanzielle Gleichbehandlung wie den Vertragsspitälern in der Schweiz zusteht.»«Zudem wäre Liechtenstein 

ohne Eigenversorgung dem Preisdiktat ausländischer Anbieter ausgeliefert.»«Uns Initianten der Medicnova ist 

klar, dass wir mit einer solchen Lösung hohe Verluste tragen würden, sind aber geschlossen bereit, diesen Weg 

zu gehen.» Im Weiteren ging das Obergericht in seiner Entscheidung aus dem Jahr 2017 im Wesentlichen 

davon aus, dass Familienangehörige von Ärzten durchaus berechtigt seien, als Aktionäre direkt oder indirekt an 

einer Klinik beteiligt zu sein - vorausgesetzt, es sei nicht davon auszugehen, dass die Begünstigten lediglich im 

Sinne von Mittelsmännern beziehungsweise -frauen für die wirtschaftlichen Interessen der betreffenden Ärzte 

eingesetzt wurden. Da im Falle der Medicnova nichts dergleichen zutage getreten sei, wurde gegen keinen der 

zehn Ärzte ein Disziplinarverfahren eingeleitet.Zu dieser Stellungnahme beziehungsweise zum Entscheid des 

Obergerichts ergeben sich die folgenden Fragen:

* Welche Regierung beziehungsweise Gesellschaftsminister hat den Initiatoren der Medicnova im Rahmen 

von Vorgesprächen in Aussicht gestellt, dass der Medicnova eine finanzielle Gleichbehandlung wie den 

Vertragsspitälern in der Schweiz zusteht?

* Ist ein Preisdiktat von ausländischen Anbietern effektiv möglich, nachdem Liechtenstein sowohl in der 

Schweiz wie auch in Österreich Offerten einholen kann?

* Handelt es sich nach Ansicht der Regierung nach dieser Stellungnahme der Initianten der Medicnova bei 

den eingesetzten Familienmitgliedern nicht lediglich um Mittelsmänner beziehungsweise -frauen?

* Die Initianten der Medicnova halten in ihrer Stellungnahme selbst fest, dass sie einen hohen Verlust tragen 

würden. Wie kann man einen hohen Verlust einer Aktiengesellschaft tragen, wenn man selbst nicht mehr 

Aktionär ist?
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* Wird die Regierung diesen Fall dem Obergericht nach dieser Stellungnahme der Initianten der Medicnova 

erneut zur Entscheidung unterbreiten?

Antwort vom 08. Juni 2018
Zu Frage 1:

Die derzeitige Regierung hat der Medicnova Privatklinik AG oder deren Initianten deren oder Beratern zu keiner 

Zeit in Aussicht gestellt, dass ihr eine finanzielle Gleichbehandlung wie den Vertragsspitälern in der Schweiz 

zusteht. Aus den vorliegenden Akten ist auch nicht ersichtlich, dass eine solche Zusicherung von der 

Vorgängerregierung gemacht worden wäre.

Die Initianten der Medicnova Privatklinik AG haben in ihrem im Jahr 2012 eingereichten Betriebskonzept 

ausgeführt, dass das Betreiben der Klinik keine Zulassung zur obligatorischen Krankenpflegeversicherung 

erfordert. Es würden zusatzversicherte Patienten aus Liechtenstein, dem benachbarten Ausland sowie aus 

weiteren ausgesuchten Märkten behandelt. Sowohl in der provisorischen als auch in der definitiven 

Betriebsbewilligung, die Anfang 2013 bzw. Anfang 2018 von der Regierung erteilt wurden, ist festgehalten, dass 

die Betriebsbewilligung keine automatische Zulassung zur obligatorischen Krankenpflegeversicherung 

begründet. Dies steht im Einklang mit der Vorgabe im Gesundheitsgesetz, wonach Einrichtungen des 

Gesundheitswesens in der Lage sein müssen, auch ohne Inanspruchnahme von Landesbeiträgen nach dem 

Krankenversicherungsgesetz ihr Leistungsangebot zu erbringen.

Zu Frage 2:

Ein vertraglich vereinbarter Preis ist letztlich immer Verhandlungssache, wobei die jeweilige 

Verhandlungsposition immer von möglichen Alternativen abhängt. Steht keine Alternative zur Behandlung im 

Inland zur Verfügung, wird die Verhandlungsposition schwächer.

Zu Frage 3:

Die Regierung hat dem Obergericht im vergangenen September den Sachverhalt rund um die 

Beteiligungsverhältnisse an der Medicnova Privatklinik AG zur Kenntnis gebracht. Dieses hat eine rechtliche 

Beurteilung vorgenommen und schliesslich den Beschluss gefasst, wonach das durch die Gründeraktionäre der 

Medicnova gewählte Konstrukt mittels juristischer Personen, welche die Aktien halten, nicht verpönt bzw. nicht 

unzulässig sei. Dieser Beschluss, gegen den der Regierung kein Rechtsmittel zustand, ist mittlerweile 

rechtskräftig geworden.

Zu Frage 4:

Wie diese Aussage der Medicnova-Initianten genau zu interpretieren ist, muss bei diesen erfragt werden. Die 

umgangssprachliche Verwendung des Begriffs des Verlusts muss jedoch nicht unbedingt mit dem 

buchhalterischen Begriff des Verlusts gleichbedeutend sein.
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Zu Frage 5:

Es ergeben sich nach Ansicht der Regierung durch die Aussagen in der Stellungnahme der Medicnova-Initianten 

keine neuen Sachverhalte, welche eine neuerliche Prüfung durch das Obergericht nötig machen.
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